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Änderungsantrag zu EP-F-01

Von Zeile 434 bis 437:
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und sollte nicht auf die Betroffenen abgeschoben werden.

Darum dürfen auch die Kosten für die Sicherheit jüdischer Einrichtungen nicht von

Mitgliedstaaten nicht auf die jüdischen Gemeinden abgewälzt, sondern müssen staatlich

finanziert werden.

Begründung

Quasi redaktionell: nicht die jüdischen Einrichungen "gehören" Mitgliedstaaten, sondern die

Sicherheitskosten sollen von Mitgliedsstaaten getragen werden.
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